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Gemeinsame Resolution der Kreistagsfraktionen: „Reichsbürger“ als kommunale Mandatsträger

Beschlussantrag/Anfrage

Der Kreistag verabschiedet die folgende Resolution: 
Der Kreistag hält die Zugehörigkeit eines Mandatsträgers oder einer Mandatsträgerin zu der sogenannten Reichsbürger-
bewegung für politisch unvereinbar mit den sich aus einem Kreistagsmandat ergebenden Pflichten.

Begründung

Die Mitglieder des Kreistags haben sich anlässlich ihres Amtsantritts verpflichtet, das Grundgesetz, die Landesverfas-
sung und die Gesetze zu achten. Demgegenüber lehnt die sogenannte Reichsbürgerbewegung die Bundesrepublik 
Deutschland als demokratischen Staat ab, so dass die Verpflichtungserklärung eines Mandatsträgers, der meint, 
„Reichsbürger“ zu sein, in einem nicht auflösbaren Widerspruch zu seinem Gelöbnis und Bekenntnis zum Grundgesetz 
steht. Die Reichsbürgerbewegung wird vom Verfassungsschutz durchaus mit Besorgnis beobachtet! 

Es sollte allen demokratischen Kräften ein Anliegen sein, verfassungswidrige Zustände so früh wie möglich zu benennen 
und so das Übel zu isolieren - man kann auch aus der Geschichte lernen. 
Nicht zuletzt ist eine solche Vorsicht jetzt gegenüber der sogenannten. „Reichsbürgerbewegung“ den Vätern und Müt-
tern des Grundgesetzes geschuldet, die mit dem Grundgesetz die Voraussetzungen für eine jetzt 70 jährige Friedenszeit 
in Deutschland geschaffen haben, indem sie jeglichem Revanchismus, insbesondere territorialer Art, eine klare Absage 
erteilten. 

Auch wenn es keine rechtliche Handhabe geben mag, einem „Reichsbürger“ oder einer „Reichsbürgerin“ das Mandat zu
entziehen, so hat diese/r doch die Pflicht, für sich zu entscheiden, ob er seiner Meinung als „Reichsbürger“ treu bleiben 
oder seine mit einer „Reichsbürgerschaft“ unvereinbaren Pflichten als Kreistagsmitglied im Rahmen des Grundgesetzes 
erfüllen will. 
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